
AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

12, Juli 1983 Nr. 2122

Hägendorf : Gestaltungsplan Zentrum Oberdorf

Die Einwohnergemeinde Hägendorf unterbreitet dem Regierungs~
rat den Gestaltungsplan Zentrum Oberdorf zur Genehmigung,

Der Regierungsrat stellt fest und zieht in Erwägung :

•D~r vorliegende Gestaltungspla.n und die dazugehöreiiden Sonder
bauvorschriften legen die freizuhalte~iden Fahrbereiche, Fuss—
wege, Baulinien, die öffentlichen Parki~erungen usw. fest,

Die öffentliche Planauflage des Gestaltungaplanes Zentrum
Oberdorf mit Sonderbauvorschriften erfolgte in der Zeit vom
2, Juli bis l.August 1982. Während der gesetzlichen Frist
ging die Einsprache von Herrn Max Rötheli, Allerheiligen-
strasse 97, Hägendorf, ein, Gegen den ablehnenden. Einsprache-.
entscheid des Gemeinderates vom 25. Oktober 1982, eröffnet
am 19. November 1982, erhob Herr Max Rötheli gemäss der.

Recht~mitteJ~belehrung der Gemeinde mit Schreiben vom 23, No—
veinber 1982 Beschwerde beim Bau—Departement,

Der Beschwerdeführer stellt den folgenden Antrag :

ttIch verlange, dass mein GrundstUck GB. Hägendorf Nr. 633
aufgrund der vorstehenden Begründung aus dem Gestaltungs—
plan Oberdorf gestrichen wird und mein Grundstück so be
lassen wird, wie es sich heute darstel1t.,~
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Der Gemeinderat beantragt, die Beschwerde abzuweisen,

• Für~. den Inhalt der ~e~chwerde und der Vernehmlassung der

Gemeinde wird auf die Akten verwiesen und im folgenden,
soweit nötig, Bezug genommen.

TT
.J_ —~— ‚

1. Die Beschwerde ist als eine solche nach § 17 Ba~ugesetz
(13auG) zu qualifizieren, welche in aen Zustandigkeits—

• bereich des Regierungsrates fällt, Entgegen der Rechts—
mittelbelehrung durch die Gemeii~de~ ist zur Behandlung
~~ ~au-Depar—
tement zuständig.

2. Der. Beschwerdeführer ist als betroffener Grundeigentümer
zur Beschwerde legitimiert. Da diese rechtzeitig einge—
.reicht.wurde, ist darauf einzutreten.

3, Der G~taltun~splan sieht unter anderem auf dem Grund
stück (GB. Hä~ndorf Nr. 633) des Beschwerd~führers ein
öffentlichös‘ Parkfeld mit 5 Parkplätzen vor. Der Be—
schwerdef.Uhr~er wendet d~egen ein, dass dadurch bezüglich
~s Grundstückes eine Eigentumsbeschränkung bewirkt

werde, diö~ur durch ein überwiegendes öffentliches
Interossegrechtf~rtigt werden könne, Neben der Ent
wertung des Grundstückes hätten die Parkplätze auch eine
Zunahme von Imn~iissionen zur Folge, was umso schwerer
Wiege, als das Grundstück bereits auf drei Seiten von
Strassen umgeben sei,

• Der Beschwerdefülirer verkennt bei seiner Argumentation,
• dass sich sein~ Liegenschaft nach dem geltenden Zonen—
•pi~ inderZone für öffentliche Bauten befindet, Diese
Zone stellt~ das planerische Instrument für die Reali
sierung von dem öffentlichen Interesse dienenden Bauten



und Anlagen dar0 Dass es sich bei den geplanten Parkplätzen
um eine öffentliche Anlage handelt und dass sie dem öffent~
lichon Interesse dienen, ist unbestritten0 Es ist auch ein
deutig, dass in einer Zone für öffentliche Bauten das
öffentliche Interesse an der Realisierung von Anlagen in
der Art der geplanten gegenüber dem privaten Interesse
des Grundeigentümers überwiegt0 In diesem Sinne wurde
diese Interessenabwägung mit der Aufnahme der Liegenschaft
in die Zone für öffentliche Bauten bereits präjudiziert0
Es kommt hinzu, dass im Zentrum Oberdorf durch die Kirche
einerseits und durch das Schulhaus (Versammlungslokal)
andererseits ein grosses Bedürfnis nach mehr Parkplätzen beste~

Bezüglich der geltend gemachten Immissionszunahme ist
festzustellen, dass das Wohnhaus direkt an der Allerheili~
genstrasse und an der Zufahrt zur Kirche liegt, währenddem
die gep].anten ~Unf Parkplätze in einiger ~tfernung vom
Wohnhaus und gegenüber bereits bestehenden~ Parkplö.tzen
zu liegen kommen0 Damit kann nicht von einer nennenswerten
Immissionszunahme oder gar von einer unverhältnismässigen
Beeinträchtigung der Wohnqualität gesprochen werd~n0

40 Der Beschwerdeftihrer bringt weiter vor, es wäre der Kirch—
gemeinde als Verursacherin eher zuzumuter~,.das Land für
die notwendigen Parkplätze zur Verfügung zu stellen0

Es sind nicht Parkplätze für die Kirchenbesucher allein,

sond~rn öffentliche, jedermann zur Verfüguii~ stehende Park
plätz~ geplant0 Diese werden insbesonder~ von. den~Besu—
chern der Versammlungen im Schulhaus benützt0 Im übrigen
blieben die glaubwürdigen Ausführungen der Gemeindever—
treter anlässlich des Augenscheins, wonach die auf dem
Areal der Kirchgemeinde bestehenden und neu geplanten
(zwanzig) Parkplätze deren Bedürfnisse mehr als abdecken,
vom Beschwerdeführer unbestritten0



5, Der Beschwerdofijhror macht schliesslich eine Verletzung
von Art, 4 DV geltend, indem er sich auf eine rechts—

ungleiche BQhandlung gegenüber dem Grundeigentümer Glutz

beruft, auf dessen Grundstück entgegen der ursprünglichen

Planung keine Parkplätze mehr vorgesehen würden,

Auch dieser Einwand geht fehl, Uährend sich das Grundstück

des Boschwerdeführers in der Zone für öffentliche Bauten
befindet, liegt das Grundstück Glutz in der Wohnzone, Bio
Anwendung des Rechtsgleichheitsprinzips, dem im Rahmen

der Raumplanung aber nur eine stark abgoschwLichte Be
deutung zukommt, würde hier geradezu gebieten, dass die
beiden Grundstücke nach Massgabe ihrer Ungleichheit un
gleich behandelt worden,

6. Sämtliche Einwände des Beschwerdeführers erweisen sich
damit als unbegründet, weshalb die Beschwerde abzuweisen
ist, Gemäss dem Ausgang hat der Beschwordeführer die
Kosten des Verfahrens (inkl, Entscheidgebtihr) von Fr. 200.—
zu bezahlen, Der geleistete Kostenvorschuss in gleicher
Höhe ist zu verrechnen,

7. Nachdem die Beschwerde abzuweisen ist, steht der Genehmi
gung des Gestaltungsplanes mit Sonderbauvorschriften
nichts mehr im Wege.

Formell wurde das Verfahren richtig durchgeführt.

Materiell sind keine weiteren Bemerkungen anzubringen.

Es wird
beschlossen :

1. Der Gestaltungsplan Zen~brum Oberdorf und die dazugehören—
den Sonderbauvorschriften der Einwohnergemeinde Hägen—
dorf werden genehmigt.



2. Die Deschwerde von Herrn Max Rötheli, Hägendorf., wird

abgewiesen, Der BeschwerdefLflarer hat die Kosten dos

Verfahrens (inkl EntscheidgeiiUhr) von Fr. 200 — zu

bezahlen, Diese worden mit dem geleisteten Kostenvorschuss

~Höhe verr~chnet.,

i3estehende Plöne und Vorschriften verlieren ihre Rechts—

kraft, soweit sie mit den vorliegenden in Hidorspruch

stehen

Max Rötheli, Hägendorf

Kostenvorschuss: Fr. 200.——
Verfahronskost~n “

inkl, ~itscheid~ebtihr :*~*Fr, 200~—~.von Kto. 119.650 auf
• ‘•~•,~-Kto. 2000—431,00

umbuchen

Einwohnergemeinde 1-lägendorf.

Gcnehmigungsgebühr : Fr. 300.— Kto. 2000—431.00
Publikationskosten : Fr. 18,—— Kto. 2020—435,00

Fr. 318,—— zahlbar innert 30 Tagen

~

Der gtaatsschreiber

~

Ausfertigung Seite 6
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Bau—Departement IIK/S, mit Akten (2)
Dopartementss ekret~r und Bau—Departement br (2)

Rechtsdienst Bau—Departement (4)

Amt fUr FLaumplanung (3),~
bauvorschriften

Tiefbauamt (2)
Amt fUr ~[asserwirtschaft (2)
Kroisbauamt II, 4600 Olton
.Amtschroiberei 01ten—G~3sgen, Amthaus, 4600 Olten
Finanzverwaltung/Debito renbuchhaltung (5)
Sekretariat der Katasterschatzung
Ammannamt der EG, 4614 Hägendorf, mit der Bitte um Zustel—

~nP1~es

~2~en~P1~enundSonderbauvorschrjften
Bauverwaltung der EG, 4614 Hägendorf, ~t2en,P1~en

und Sonderbauvorschriften
Herrn Max Rötheli, A11erhei1igenstr~ 97, 4614 H~gondorf/

EINSCI-IREIBEN -

~sb1att Publikation:
Der Gest.altungsplan ~Zentrum Oberdorf“ der

Einwohnergemeinde Hägendorf wird genehmigt



THEO SENN Architekt und Planer EIH/SIA

THOEV1AS KUEHNE Architekt und Planer BSP

Regional-, Orts-, Quartierplanungen, touristische Gesamt- und
Detailplanungen, Architektur, Quartier- und Kernsanierungen,

Zweigstelle:

8008 Zürich 4 6 0 0 0 1 t e n
Seegartenstrassel2 Baslerstrasse 37
TelefonOl4]3880 Telefon 062 21 26 89

GEMEINDE HAEGENDORF KANTON SOLOTHURN

GESTALTUNGSPLAN ZENTRUM OBERDORF

Mai 1983

SONDERBAUVORSCHRIFTEN

A. ERLASS

§ 1 GestUtzt auf §~ 44 und 45 des kantonalen Baugesetzes vom

3. Dezember 1978 er1~sst die Einwohnergemeinde Hägendorf

fUr den Bereich des Gestaltungsplanes Oberdorf die nach

folgenden Sonderbauvorschriften.

B. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§2 Zweck

‘Das Oberdorf bildet mit dem Pfarrheim, dem Pfarrhaus, Schul

haus, dem Kindergarten, der Kirche und dem angrenzenden Fried

hof ein bffentliches Zentrum. Der Charakter soll erhalten

bleiben, der Fussgänger hat Vorrang, und die Parkierung ist

zu ordnen.

2Der ganze Strassenraum, Allerheiligenstrasse — Nellenweg /

Sandgrube ausgenommen, soll als gestaltete Strasse mit dem

offiziellen Signal ‘Wohnstrasse“ versehen werden.
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§ 3 Verhältnis zum bestehenden Recht

Soweit die Sonderbauvorschriften keine abweichenden Bestim

mungen vorsehen, gelten die kantonalen und kommunalen Bau—

vorschriften.

§ 4 Verbindlichkeit der Sonderbauvorschriften

‘Der Gestaltungsplan und diese Vorschriften sind für die fol

genden Bereiche verbindlich:

Erschliessungssystem, Fahrbereich und Parkierung, ergänzen

de Vorschriften, Aussenraumgestaltung (Baulinien, Belags—

wechsel, Bäume, Bepflanzung, ‘~-T~henkoten usw.)

2Bei den in der Planlegende unter Richtplanelemente aufgeführ

ten Punkten sind Abweichungen zugelassen, sofern der Zweck

und die Funktion des Gestaltungsplanes gewährleistet blei

ben.

3Vor der Ausführung von Elementen, die durch diese Sonderbau—

vorschriften geregelt werden, sind der Gemeinde die zur Be

urteilung notwendigen Unterlagen zukommen zu lassen.

§ 5 Ausnahmen / Fachberatung

‘Grundsätzlich unterliegt die Gestaltung der Bauvolumen, der

Fassaden und der Umgebung strengen ästhetischen Anforder

ungen. Die Baukommission ist befugt, kleinere Aenderungen

und Ausnahmen in speziellen Fällen im Rahmen der baurecht—

lichen Bestimmungen zu gestatten, sofern daraus keine Nach

teile für Dritte entstehen und eine Verbesserung gegenüber

dem Gestaltungsplan erzielt wird.

jedem Fall eines Bauvorhabens wird Bauherren und Archi

tekten empfohlen, von Anfang an zwecks Abklärung aller Fra

gen mit der Baukommission zusammenzuarbeiten. Die Baukom—
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mission kann einen Fachberater beiziehen. Sie ist berechtigt,

die entstandenen Kosten ganz oder teilweise dem Bauherrn zu

verrechnen.

C. ERSCHLIESSUNGSSYSTEM / PARKIERUNG

§ 6 Der in § 2, Abs. 2 beschriebene Strassenraum ist nach Art.

43 der Strassensignalisations—Verordnung als “Wohnstrasse~

auszubauen.

§ 7 1Bei den Grundstücken mit der Signatur HPrivater Vorplatz—

bereich“ sind innerhalb dieser Bereiche mindestens 2 Be—

sucherparkplätze vorzusehen.

2Der Schulhausplatz, Parzelle Nr. 1495, ist nur ausserhalb

der Schulzeiten für eine öffentliche Parkierung geöffnet.

Die Parkplätze sind derart anzuordnen, dass die Fusswegver—

bindung von Osten nach Westen gewährleistet bleibt und die

Bedürfnisse der Schule nicht beeinträchtigt werden.

3Die Zufahrten in die südlichen Grundstücksteile der Parzel

len Nr. 591, 1313, 595, 596 sowie zur Parzelle Nr. 1699 sind

freizuhalten, alifällig notwendige Durchfahrtsrechte zu ge

währen.

§ 8 Die im Plan aufgezeigten Fahrbereiche sind verbindlich.

D. ERGAENZENDE BAUVORSCHRIFTEN

§ 9 1Auf allen nicht einer öffentlichen Nutzung zugeteilten Par

zellen sind 3 Geschosse zugelassen.

2Für die Parzelle Nr. 594 beträgt die Ausnützungsziffer in

nerhalb des Gestaltungsplan-Geltungsbereiches 0,45. Für alle

anderen Parzellen kommt keine Ausnützungsziffer zur Anwen

dung.
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§ 10 ‘Die unten aufgeführten Gebäudehöhen, Dachneigungen und Dach-

vorsprünge der bestehenden Hauptbauten sind bei Um— und Neu

bauten wieder einzuhalten:

Parzellen-Nr. 591 / Haus Nr. 9~3 längs Kirchrain

Parzellen—Nr. 1313 / Haus Nr. 92 längs Kirchrain

Parzellen—Nr. 595 / Haus Nr. 90 längs Kirchrain

Parzellen—Nr. 596 / Haus Nr. 178 längs Kirchrain

Parzellen—Nr. 597 / Haus Nr. 363 längs Kirchrain

Parzellen—Nr. 1244 / Haus nr. 98 allseitig

Parzellen—Nr. 633 / Haus Nr. 97 nordseitig

Abweichungen bis 30 cm werden toleriert.

2Die übrigen talseitigen Gebäudehöhen betragen maximal 8.00 m.

3Auf Parzelle Nr. 594 innerhalb des Gestaltungsplan— Geltungs—

bereiches beträgt die Gebäudehöhe nordseitig 5.50 m.

§ 11 ‘Neubauten haben sich in der Hauptfirstrichtung, der Dachnei

gung und der Dachart in die bestehende Bebauung einzupas—

sen.

2 o
Es sind Sattel—, Walm- oder Kruppelwalmdacher von 35 — 45

Neigung mit Ziegeleindeckung gestattet. Bei Anbauten sind

Pultdächer zugelassen, sofern sich das Dach mit seiner

höchsten Seite, auf seine ganze Länge an die Fassade der

Hauptbaute anlehnt.

3Für die Pausenhalle auf Parzellen—Nr. 1495 ist ein Flachdach

zugelassen.

4Die Ausbildung der Dachabschlüsse soll sich im Rahmen feuer—

polizeilicher Vorschriften an den historischen Vorbildern

orientieren und der baulichen Eigenart entsprechen.
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5Dachaufbauten im Rahmen von § 64 des Kant. Baureglementes

können ausnahmsweise in Form von Schleppgauben und Giebel—

lukarnen bewilligt werden. Sie müssen in Form, Grösse, Farb

gebung und Material dem Dach angepasst sein.

6Einzelne Dacheinschnitte auf Süd- und Westseiten bei Gebäu

dehauptseiten mit einer Höchstlänge von 3.00 m sind erlaubt.

Die Gesamtfläche aller Dacheinschnitte auf einer Dachseite

darf nicht mehr als 40 % der zugehörigen Fassadenlänge aus

machen. Zwischen zwei Dacheinschnitten muss die Dachschräge

mindestens 1,5 m breit durchlaufen.

7Einzelne liegende Dachfenster können bis zu einer Breite

von maximal 0,80 m bewilligt werden.

8. .. ..Liftaufbauten und Luftungsschachte durfen uber Dach nicht

in Erscheinung treten.

§ 12 ‘Alle Bauvorhaben, bei denen die gesetzlichen Mindestgebäude—

abstände unterschritten werden, sind der solothurnischen Ge—

bäudeversicherung, welche im Einzelfall die brandschutztech—

nischen Massnahmen anordnet, zur Genehmigung zu unterbreiten.

2Die beiden Fassaden zwischen Gebäude Nr. 178 / Parzellen—Nr.

596 und Gebäude Nr. 90 / Parzellen—Nr. 595 sind bei einem

Ausbau der entsprechenden Gebäudeteile als Brandmauern aus

zubilden, und es dürfen keine Dachvorsprünge aus brenn

barem Material erstellt werden.

3Bei Bauvorhaben, die die gesetzlichen Mindestgebäudeabstände

exklusiv Mehrlängenzuschlag unterschreiten, dürfen Wohn— und

Arbeitsräume nicht ausschliesslich oder hauptsächlich Fenster

aufweisen, die an durch Näherbauten beschatteten Fassaden

liegen.

§ 13 ‘Aussenmauern dürfen nur mit Verputz, allenfalls kombiniert

mit Jura-Kalkstein oder/und Holzverschalung, erstellt wer—
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den. Elementbauweise, Sichtbacksteinmauerwerk, Metall—,

Eternitverkleidungen u.a. sind nicht erlaubt. Neubau und

Renovation von Bauten mit sichtbarem Fachwerk in Holz ist

zulässig.

2Grobe, auffallende oder ortsfremde Farben und Putzstrukturen

sind nicht gestattet.

3Der Flächenanteil der Fassadenöffnungen darf nicht mehr als

ca. 25 % der Fassadenfläche ausmachen. Ein monotoner Rhytmus,

bandartige Wirkung der Oeffnungen, sind zu vermeiden.

4Der Anhang “Verzeichnis der zu verwendenden Materialien

ist integrierender Bestandteil dieser Vorschriften.

E. AUSSENRAUMGESTALTUNG

§ 14 ‘Es sind grundsätzlich einheimische Bäume und Sträucher zu

pflanzen.

2Die im Plan bezeichneten Bäume sind zu erhalten oder neu an—

zupflanzen. Bei einem Abgang ist an gleicher Stelle ein neuer

Baum anzupflanzen.

§ 15 Das nördliche Vorgelände der Häuser längs dem Kirchrain

darf nicht eingezäunt werden. Mauern bis 30 cm Höhe können

zugelassen werden, sofern sie kein verkehrstechnisches Hin

dernis bilden. Von dieser Bestimmung bleibt die Parzelle Nr.

594 ausgenommen.

§ 16 Die in der Umgebungsgestaltung verwendeten Materialien sind

aufeinander abzustimmen. Sie dörfen den Charakter der his

torischen Einheit nicht stören.
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§ 17 Die Abgrenzungen der im Plan festgehaltenen verbindlichen

Elemente kennen, durch ein Detailstudium in der Ausführungs

phase, kleineren Korrekturen unterzogen werden. Der jewei—

lige Plan ist der Baukommission zur Genehmigung vorzulegen.



Oeff‘entliche Auf1~age vom 2. Juli 1982 bis 1. August 1982.

Genehmigt vom Gemeinderat Hägendorf am

Der Gemeindeammann

~
Der Ger iber

Genehmigt durch den Regierungsrat des Kantons Solothurn mit

Beschluss—Nr. .. 1 vom . . .1.i.~1Jv1i.19.8~

Der Staatsschreiber



ANHANG

VERZEICHNIS DER ZU VERWENDENDEN MATERIALIEN, FARBEN, U.A.

1. Verputz Kalkputz fein, mit Kelle oder Talosche ab

gezogen. Fertigputze aus Kunststoff mdglich.

2. Putzfarben In der Regel natUrliche Putztöne wie kalk—

weiss, hellgelb, hellbeige, etc. Andere

Farben sind im Einvernehmen mit der Baukom—

mission festzulegen.

3. Oeffnungsgewände Verputz, Natur— oder Kunststein, unpoliert.

4. Fenster und

Fensterrahmen Holz, naturbehandelt oder gestrichen.

Farbtbne: weiss, grau—weiss, braun, braun—

rot.

Metall: einbrennlackiert oder gestrichen.

Farbtiine: analog Holz.

5. Schaufenster Grossflächige Fronten mUssen dem Rhytmus der

Ubrigen Fassaden entsprechen.

6~ Rolladen oder

Lamellenstoren Farbgebung wie Fenster.

7. Holzwerk Naturbehandelt oder gestrichen. Farbton ana—

log Fenster.

8. Ort- und Trauf

abschlUsse Naturbehandelt oder gestrichen. Farbton ana

log Fenster.

9. Dachrinnen Kupfer oder Metall gestrichen.

Farbton: braun, braunrot, ziegelbraun.

10. Dachziegel Alte hand- oder maschinengefertigte Biber—

schwanzziegel, neue Biberschwanz, Falzziegel.

Rustika. Farbe: rot, braun engobiert.

11. StUtzmauern ab

0.50 m Hbhe Jurakalksteine oder Verputz.

12. Weitere Mate

rialien sind nur bei Wahrung der Einheitlichkeit zu

gelassen.


